
 
Michaela J. Hölz

Die Soziale Marktwirtschaft  
im internationalen Vergleich  

Großbritannien, Deutschland und Schweden

www.bertelsmann-stiftung.de/zukunft-soziale-marktwirtschaft



Michaela J. Hölz

Die Soziale Marktwirtschaft
im internationalen Vergleich
Großbritannien, Deutschland und Schweden



Inhalt

Zusammenfassung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .5

Basis und Element zukunftsfähiger Politik:
eine theoretische Fundierung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

Drei Ländertypen: drei Staat-Markt-Verhältnisse. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11

Zukunftsfähige Politik: zeitliche Dimensionen von Politikfeldern. . . . . . . . 31

Vorbilder identifizieren und den eigenen Kontext prüfen. . . . . . . . . . . . . . . . 38

Literatur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .44

Die Autorin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .53

2



Die Soziale Marktwirtschaft im internationalen Vergleich:
Großbritannien, Deutschland und Schweden
Michaela J. Hölz

Zusammenfassung

Neben ökonomischen, ökologischen und demographischen Herausforderun-
gen wirken kulturelle Wertemuster und normative Grundüberzeugungen auf
jegliche Facetten gesellschaftspolitischer Ziele und Reformvorhaben. Es ist
daher vonnöten, sich mit jenen Grundüberzeugungen und Wertemustern
auseinanderzusetzen.
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Im Rahmen des Projektmoduls »Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft«
der Bertelsmann Stiftung wird die Frage nach Zukunftsfähigkeit gestellt. Um
diese zu beantworten, geht die Untersuchung den Weg über die kulturelle Ein-
bettung.

Die Grundannahme ist, dass kulturelle Einbettungen, wie etwa die Soziale
Marktwirtschaft in Deutschland, die Wirksamkeit gesellschaftspolitischer
Ziele und Reformen beeinflussen. Sobald politische Ziele und Reformvor-
haben formuliert und durchgesetzt werden wollen, gilt es demnach zuerst
Folgendes zu prüfen:

Wie sieht es mit der kulturellen Einbettung aus? Welche politischen Ziele
beeinflussen die grundlegenden Normen? Welche Ziele können in welcher
kulturellen Einbettung eher Fuß fassen, sind also ohne viel Mühen und Kom-
munikationsbedarf anschlussfähig? Welche Ziele müssen in welcher Einbet-
tung mit starkem kulturell bedingten Gegenwind rechnen, benötigen also ei-
nen erhöhten Kommunikations- und Rechtfertigungsbedarf, um sie in die
existierende kulturelle Einbettung einzuflechten?

Der Fragehorizont soll den politischen Akteuren bewusst machen, dass
gerade solche Reformideen, die aus einem internationalen Vergleich kom-
men, anhand der kulturellen Einbettung zu analysieren sind. Dies soll weder
der Pfadtreue den Weg ebnen noch Veränderungen, progressiven und inno-
vativen Politiken im Wege stehen. Es verweist lediglich auf den Kommunika-
tionsbedarf bei bestimmten Projekten.

Je weiter man sich von der kulturellen Einbettung entfernt, desto größer
ist der Vermittlungsbedarf, um eine anschlussfähige und damit wirksame
Politik betreiben zu können. Bei gelungener Kommunikation wird die kultu-
relle Einbettung interaktiv verändert und bietet neue Anschlussmöglichkei-
ten zukünftiger Politik.

Die Untersuchung fokussiert die (dynamische) kulturelle Einbettung von
Großbritannien, Deutschland und Schweden. Mit Schweden und Großbri-
tannien wurden zwei Volkswirtschaften ausgewählt, die grundsätzlich unter-
schiedliche Kapitalismusmodelle verkörpern.

Das Modell des liberalen Kapitalismus angelsächsischer Prägung mit
Großbritannien als Beispiel hat als Kernelemente einen geringen gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad, sehr flexible Arbeitsmärkte und eine hohe
Einkommensungleichheit.

Das skandinavische Modell mit Schweden hat zwar besonders seit Anfang
der 90er Jahre erhebliche Veränderungen erlebt, weist aber immer noch ei-
nen hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad, geringe Lohn- und Ein-
kommensungleichheit sowie einen aktiven Staat auf. Zwischen diesen zwei
Polen befindet sich Deutschland mit seiner Sozialen Marktwirtschaft.

Der Blick über den Tellerrand, der auf die eigene und fremde Einbettung
aufmerksam macht, kann inspirierend anregend oder kritisch abschreckend
sein. Es können nicht nur Defizite und Vorteile der eigenen kulturellen Ein-

4

Die Soziale Marktwirtschaft im internationalen Vergleich

Kulturelle Einbettung
beeinflusst Wirksamkeit

politischer Ziele

Zentrale Fragen

Im Vergleich:

Großbritannien,
Deutschland, Schweden

Blick über den Tellerrand



bettung erkannt werden, sondern es kann auch die Frage gestellt werden,
von wem wir etwas lernen wollen. Wer kann und sollte Vorbild für Reformen
und Zielformulierungen einer zeitgemäßen Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik sein?

Einleitung

Seit der Veröffentlichung von »Wohlstand für Alle« (Erhard 1957) vor 50 Jah-
ren hat sich das Pro-Kopf-Einkommen in Deutschland mehr als vervierfacht.
Damit wurde Wirtschaftspolitik nicht obsolet. Ganz im Gegenteil. Neue Ziele
und Herausforderungen sind dazugekommen: Stichworte wie »Lebensquali-
tät, Umweltschutz, öffentliche Armut, Gesundheit, Arbeitszufriedenheit und
Stabilität sozialer Beziehungen« (Anderson und Woyke 2003: 562) sind in
diesem Kontext zu nennen.

Alfred Müller-Armack, einer der Väter der Sozialen Marktwirtschaft, hat
bereits 1960 »Die zweite Phase der Sozialen Marktwirtschaft. Ihre Ergänzung
durch das Leitbild einer neuen Gesellschaftspolitik« (Müller-Armack 1960a)
gefordert, in der es um die geistige Fundierung der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik gehen sollte.

Deutschland scheint in vielen Bereichen Müller-Armacks Anspruch ge-
recht zu werden und wird als »wohlfahrtsstaatliches Wunderland« (Jochem
2009: 154) bezeichnet, das für »seine Leistungen im internationalen Ver-
gleich vielfach bewundert wurde« (von Beyme 2004: 404).

In den ökonomischen Krisen der 70er und frühen 80er Jahre stellte das
»Modell Deutschland« (Scharpf 1987) seine Leistungsfähigkeit unter Beweis.
Die deutsche Konsolidierungsfähigkeit in den 80er Jahren wurde als »bewun-
dernswertes Zeugnis deutscher Reformpolitik« (Jochem 2009: 154) zur Kennt-
nis genommen.

Die selbst gesteckten Ziele im magischen Viereck fallen im internationa-
len Vergleich positiv auf: »In der Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
und der Lebenshaltungskosten gab es bisher geringere Ungleichgewichte als
in anderen Marktwirtschaften« (von Beyme 2004: 404).

Die deutsche Robustheit wird in der gegenwärtigen Finanz- und Wirt-
schaftskrise hoch geschätzt und scheint gegenüber anderen wirtschafts- und
gesellschaftspolitischen Wegen im Vorteil zu sein. Dieser wird von Beobach-
tern1 oft mit der Variante des »sozialen Kapitalismus« (Kersbergen 2000) und
der »Politik des mittleren Weges« (Schmidt 2001) in Zusammenhang ge-
bracht.

5

Einleitung

1 In dieser Publikation wird keine durchgängig geschlechtergerechte Sprache verwendet. Mit »Be-
obachter«, »Politiker« etc. sind immer auch Frauen gemeint.

Gesellschaftliche Ziele
und Institutionen

können sich wandeln

Deutschland:

wohlfahrtstaatliches
Wunderland



Die Bewunderung für das deutsche System führte in der Vergangenheit
auch dazu, dass institutionelle Grundlagen des deutschen Modells wegwei-
send für die Ausgestaltung europäischer Institutionen waren. Die »Hegemo-
nie der Geldstabilität« (Jochem 2009: 48) und die institutionelle Transforma-
tion dieses Politikziels in die Europäische Zentralbank ist wohl eines der
markantesten Beispiele.

Trotz aller international entgegengebrachten Bewunderung für das deut-
sche System wird in dieser Untersuchung die Frage gestellt: Ginge es nicht
noch besser? Wie steht Deutschland im Vergleich zu anderen Staaten da, be-
sonders in Bezug auf das weite Feld der Wirtschafts- und Gesellschaftspoli-
tik? Wohin will sich unsere Gesellschaft entwickeln? Von wem wollen wir ler-
nen? Was soll und darf aus der Vergangenheit mitgenommen werden? Was
soll und darf sich in Zukunft ändern? Was sollte Neues dazukommen, auch
an gesellschaftspolitischen Zielbildern?

Anhand der »komplexen Arbeitsverschränkung« (Siegel und Jochem
2003b) zwischen Staat und Markt wird die vergleichende Perspektive einge-
nommen. Sowohl Staat als auch Markt werden je nach kultureller Einbet-
tung, je nach Perspektive »als Problemlöser, aber auch als Problemverursa-
cher, Nutzenstifter oder Kostenverursacher, leistungsfähiger Lastenträger
oder als Bürde wahrgenommen« (Schmidt 2001: 34). Auf ähnlich gelagerte
wirtschafts- und gesellschaftspolitische Herausforderungen wird hoch diffe-
renziert geantwortet. Nicht nur unterscheiden sich die politischen Problem-
analysen, sondern auch die Lösungswege sind je nach kultureller Einbettung
verschieden.

Die kulturelle Bedingtheit ist das Lohnenswerte und das Inspirative an ei-
nem Vergleich. Gleichsam ist sie auch das Begrenzende. Dieser Umstand ist
freilich nicht neu; schon im 19. Jahrhundert hat Karl Marx festgestellt: »Eine
Nation soll und kann von anderen lernen. Auch wenn eine Gesellschaft dem
Naturgesetz ihrer Bewegung auf die Spur gekommen ist, (. . .) kann sie natur-
gemäße Entwicklungsphasen weder überspringen noch wegdekretieren. Aber
sie kann die Geburtswehen abkürzen und mildern« (Marx 2006 [1848]: 12).

Wie wollen wir in die Zukunft gehen? Der Blick über den eigenen Teller-
rand zeigt, wo wir und wo andere stehen. Erst danach kann entschieden wer-
den, welches Land mit welchen Institutionen und Zielen als Vorbild dienen
soll und welche kulturellen Veränderungen damit verbunden sind.
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Basis und Element zukunftsfähiger Politik: eine theoretische Fundierung

Analytische Trennung von internen und externen Institutionen

Zwei Institutionen können unterschieden werden: interne und externe. Diese
Unterscheidung geht auf Daniel Kiwit und Stefan Voigt zurück (Kiwit und
Voigt 1995, ähnlich auch Ostrom 1986 und Nelson 1995).

Die internen Institutionen umfassen das »Verhalten regulierende und Er-
wartungssicherheit erzeugende soziale Regelsystem« (Czada 1995: 208). Sie
spiegeln die »Grundannahmen und Grundwerte über die politische Welt und
politische Ordnung« (Rohe 1994: 1) wider. Sie sind Orientierungsleitlinien für
gesellschaftliches Handeln und bestimmen ganz wesentlich das soziale Zu-
sammenleben.

Werte, Zielvorstellungen und politische Leitideen können, so weich sie auch
klingen mögen, bei politischer Nichtbeachtung durchaus folgenreich sein. Etwa
indem eine Regierung ihre Reformvorhaben nicht anschlussfähig kommuni-
ziert und von den Wählern bei der nächsten Wahl abgestraft wird.

Die externen Institutionen sind mit dem politischen Institutionen-Begriff
kompatibel, der auf die Befriedigung sozialer Bedürfnisse verweist. Die Her-
stellung und Verteilung öffentlicher Güter geht in der Regel mit Interessen-
gegensätzen einher, die nicht allein durch die weichen, internen Institutio-
nen bewältigt werden können. Es sind diese harten, externen Institutionen,
die in einer Gesellschaft zwingend notwendig sind.

Beide institutionellen Ebenen sind wechselseitig aufeinander bezogen. So-
bald Veränderungen auf der einen Seite stattfinden, wird die andere Seite irri-
tiert … wie sie darauf reagiert, ist in der Logik der jeweiligen Institution angelegt.

Mit der analytischen Trennung von internen und externen Institutionen
wird die Interdependenz beider Institutionen deutlich: Für die Persistenz des
politischen Systems ist es zumindest mittelfristig notwendig, dass eine Ent-
sprechung von internen und externen Institutionen stattfindet. Die Neigung
oder Einstellung einer Bevölkerung (interne Institution) muss bestimmte
Merkmale aufweisen, damit ihre externen Institutionen adäquat arbeiten
können (so auch Easton 1965; Eckstein 1966; Diamond 1994; Plasser und Pri-
bersky 1996; Diamond, Platter und Yun-Han 1997; Mishler und Rose 1997).

Die Wichtigkeit von externen Institutionen wird im akteurszentrierten In-
stitutionalismus von Renate Mayntz und Fritz Scharpf sowie dessen Erweite-
rung um den politisch-institutionalistischen Ansatz von Manfred G. Schmidt
deutlich. Die externen Institutionen, angefangen beim Regierungssystem bis
hin zu einzelnen Gesetzen, sind das harte Gerüst einer Gesellschaft, auf das
nicht verzichtet werden kann.

Beide politikwissenschaftlichen Ansätze haben auf das dynamische Zu-
sammenspiel von internen und externen Institutionen verwiesen (Scharpf
und Schmidt 2000a: 17): »Auf Basis des kulturell bedingten Regulierungsver-
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ständnisses« (interne Institution), das auf einem bestimmten Staat-Markt-
Verhältnis beruht, wird »der Zugang zur Versorgung von sozialen Leistungen
geschaffen« (externe Institution).

Das Zusammenspiel von kulturell bedingtem Regulierungsverständnis
(interne Institution) und dem Zugang zur Versorgung sozialer Leistungen
(externe Institution) bildet »Kristallisationspunkte« (Jochem 2009) in einer
Gesellschaft: Besitzzustände verfestigen sich. Ein Politikerbe entsteht, »das
die Veränderbarkeit historischer Pfade einschränkt« (Schmidt 2003: 240).

Kulturelle Einbettung als weicher Kern … der sich hart auswirken kann

Im Mittelpunkt der vorliegenden Untersuchung stehen die weichen, »schwe-
rer fassbaren« (Zimmermann 2002) internen Institutionen. Sie werden im
Folgenden als kulturelle Einbettung thematisiert. Der Begriff der kulturellen
Einbettung … Douglass North hat sie als »mentale Modelle« (Denzau und
North 1994) bezeichnet … lehnt sich an die soziologische und kulturanthro-
pologische Semantik der Institution an.

Der Begriff der kulturellen Einbettung bezieht sich auf die Regelmäßig-
keit sozialen Handelns und wird damit nicht nur zum gesellschaftlichen In-
stinktansatz, der der Stabilisierung menschlichen Verhaltens dient, sondern
strukturiert auch gesellschaftliche Problemwahrnehmung und ihre Bewälti-
gung (Gehlen 1995).

Die kulturelle Einbettung, allen voran die darin enthaltenen Werte, bilden
den weichen »Kern« (Hofstede 2006: 8) und drücken sich in der allgemeinen
gesellschaftspolitischen Neigung aus, bestimmte Umstände anderen vorzu-
ziehen, etwa in der Neigung der britischen Bevölkerung, eine hohe Einkom-
mensspreizung einer höheren Umverteilung vorzuziehen (Taylor-Gooby und
Martin 2008: 3 f.).

Nach Talcott Parsons kann Gesellschaft nur auf Dauer funktionieren, wenn
sie durch einen gemeinsamen Wertekanon zusammengehalten wird (Par-
sons 1968). Der Wertekanon ist wesentlicher Teil der kulturellen Einbettung,
da er Kontinuität und somit Beständigkeit garantiert. Mit Parsons gespro-
chen streben die politischen Akteure die Implementierung eines gemein-
samen Wertekanons an, um Motivation aufzubauen, Rollen- und Positions-
zuweisungen vorzunehmen, Ziele anschlussfähig und damit wirksam zu
machen, negative Abweichungen zu sanktionieren und moralische Anforde-
rungen einzubauen. Die kulturelle Einbettung stellt damit einen Komplex
von Rollen- und Statusbeziehungen dar, die vergleichbare Muster aufweisen.

Im Sinne von Niklas Luhmann ist die kulturelle Einbettung »Komplexi-
tätsreduzierer« (Luhmann 1984), die ein Konglomerat von (potenziellen)
Handlungsräumen und Beziehungsmustern für die Gesellschaft überschau-
barer und strukturierter erscheinen lässt. Sie wirkt »von innen her« (Schmidt

Die Soziale Marktwirtschaft im internationalen Vergleich
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2004) und stellt Schranken und Chancen für gesellschaftspolitisches Han-
deln dar, indem sie Handlungs- und Reformkorridore beeinflusst.

Die kulturelle Einbettung wirkt sich auf das individuelle und kollektive
Wollen, Können und Handeln aus. Sie steckt gleichzeitig das Spektrum der
wahrnehmbaren und verfügbaren Handlungsoptionen sowie der sozialen
Lernprozesse ab: Komplexität wird reduziert, damit sie kulturell anschluss-
fähig bewältigt werden kann.

Zukunft bleibt damit zwar Kontingent, aber sie verliert durch die kultu-
relle Einbettung, durch die bestehenden Komplexitätsreduzierer in einer Ge-
sellschaft, ihre Beliebigkeit. Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass auf Altbe-
kanntes und Bewährtes innerhalb der Einbettung zurückgegriffen wird:
Pfadabhängigkeit entsteht. Der Organisationsforscher Peter Senge spricht in
diesem Kontext davon, dass »die Lösungen von gestern die Probleme von
morgen sein können« (Senge 1996: 258). Dies ist ein wesentlicher Teil der
Problematik im Zusammenhang mit kultureller Einbettung.

Die Gefahr der Reproduktion gestriger Lösungen, die der kulturellen Ein-
bettung eigen ist, wird auch als das »Ikarus-Paradox« (Miller 1990, 1992) be-
schrieben: Die Faktoren, die für den bisherigen Erfolg verantwortlich waren,
scheinen nun diejenigen zu sein, die das langfristige Scheitern vorbereiten.
Die politische Herausforderung ist damit klar: nicht nur gesellschaftspoli-
tisch integrativ und anschlussfähig zu sein, sondern auch innovativ und zu-
kunftsfähig.

Ziele als wesentliches Moment zukunftsfähiger Politik

Zukunftsfähige und innovative Politik ist stark von politischen Zielformulie-
rungen beeinflusst. Wenn politische Ziele formuliert werden, ist zu fragen:
Inwiefern ist das Ziel mit dem, was als kulturelle Einbettung in der Gegen-
wart vorhanden ist, anschlussfähig, also kompatibel?

Die zeitliche Dimension, die bei politischen Zielen mitschwingt, ist Zu-
kunft. Ziele kommen zwar aus der Gegenwart, aber verweisen auf Zukunft,
in der sie realisiert werden wollen und sollen. Hingegen ist die kulturelle Ein-
bettung vergangenheits- und gegenwartsbezogen, das Zukünftige steckt in
ihr lediglich in Form von Erwartungshorizonten.

Sobald Ziele anschlussfähig umgesetzt sind, prägen sie die kulturelle Ein-
bettung. Damit sind kulturelle Einbettungen nicht als abstrakte, vergangen-
heitsbasierte Institutionen gesellschaftlich vorgegeben, sondern können von
individuellen und kollektiven Akteuren durch anschlussfähige, auf Zukunft
verweisende Ziele beeinflusst und weiterentwickelt werden (Merkel 2007b:
251). Daraus ergibt sich eine zentrale Schlussfolgerung:

Robert Putnams These der »Akkumulation sozialen Kapitals« (Putnam 1993)
kann umgedreht werden. Sobald gesellschaftspolitische Ziele durch anschluss-
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fähige Kommunikation wirksam werden, reizen sie nicht nur an zum Han-
deln, sondern wirken wiederum auf ihre kulturelle Einbettung ein. Wenn dies
stimmt, dann hat Politik nennenswerte Gestaltungsräume. Dann kann durch
das Design von Zielen, Reformideen und deren Umsetzung beeinflusst wer-
den, welche Normen in einer Gesellschaft gelebt und welches individuelle Ver-
halten an den Tag gelegt werden soll (North 1990; Rothstein 1998: 135).

Die Frage der Umsetzbarkeit bzw. der Anschlussfähigkeit von Reform-
ideen kann neu gestellt werden: Welche politischen Ziele beeinflussen die
grundlegenden Normen? Welche Ziele können in welcher kulturellen Einbet-
tung eher Fuß fassen, sind also ohne viel Mühe und Kommunikationsbedarf
anschlussfähig? Welche Ziele müssen in welcher Einbettung mit starkem
kulturell bedingten Gegenwind rechnen, benötigen also einen erhöhten
Kommunikations- und Rechtfertigungsbedarf, um sie in die existierende kul-
turelle Einbettung einzuflechten?

Der Fragehorizont soll nicht die Reformfähigkeit insgesamt infrage stel-
len, jedoch den politischen Akteuren bewusst machen, dass gerade solche Re-
formideen, die aus einem internationalen Vergleich kommen, anhand der
kulturellen Einbettung zu analysieren sind.

Am Verhältnis Staat … Markt wird die kulturelle Einbettung deutlich

Die Beschäftigung mit der kulturellen Einbettung einer Gesellschaft kann
anhand der »facettenreichen Arbeitsverschränkungen« (Siegel und Jochem
2003b) zwischen Staat und Markt ihren Anfang finden. Anhand der Dichoto-
mie von Staat und Markt lassen sich nicht nur Rückschlüsse auf die kultu-
relle Einbettung ziehen, sondern auch auf die formulierten Ziele der kollekti-
ven oder individuellen politischen Akteure.

Je nach kultureller Einbettung werden Diskurse um Problemanalysen
und mögliche Lösungswege unterschiedlich bewertet und geführt: Mancher
Demos bevorzugt stets den schlanken Staat und den starken Markt … dies gilt
vor allem für die angelsächsischen Länder. Andernorts gilt ein sozialpolitisch
potenter Staat mehr, etwa in den kontinentaleuropäischen und skandinavi-
schen Ländern (Schmidt 2001: 8). Dies hängt wiederum mit unterschiedli-
chen Menschenbildern und Verantwortungszuweisungen (Individuum, Fa-
milie und/oder Gemeinschaft) zusammen.

An der Grenze zwischen Staat und Markt wird die kulturelle Einbettung
sichtbar: Nicht nur wirkt die Sozialpolitik als »integrative Kraft« (Schönig
und Theisen 2002: 44) zwischen den Sphären Staat und Markt, sondern es
sind auch die »neuen Bürger« (Kocka 2010), die Zivilgesellschaft und die
neue Subsidiarität, die eine Brücke zwischen Staat und Markt bauen.

Je nach kultureller Einbettung ist es also eher die Sozialpolitik, die Zivilge-
sellschaft oder die neue Subsidiarität, die als integrative Kraft zwischen Staat

Die Soziale Marktwirtschaft im internationalen Vergleich
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und Markt steht. Die Voraussetzungen und Konsequenzen dieser heteroge-
nen Grenzpolitik zwischen Staat und Markt werden im folgenden, verglei-
chenden Kapitel deutlich.

Drei Ländertypen: drei Staat-Markt-Verhältnisse

Die Studie wählt Volkswirtschaften im Vergleich zu Deutschland aus, die
grundsätzlich verschiedene Kapitalismusmodelle verkörpern. In den politi-
schen Wissenschaften hat sich die Etablierung sogenannter Länderfamilien
»weiträumig durchgesetzt« (Siegel und Jochem 2003a: 356), die entlang ihrer
gemeinsamen Staat-Markt-Beziehungen gruppiert werden.

»Worlds of Welfare Regimes« (Esping-Andersen 1990, 1999 und für eine
Erweiterung der Systematik Korpi und Palme 1998), »Families of Nations«
(Castle 1993, 2004) oder »Varieties of Capitalism« (Hall und Soskice 2001;
Hall und Gingerich 2004) sind Ansätze, die die Vielfalt und Komplexität der
Politik zwischen Staat und Markt mit den dahinterstehenden sozialpoliti-
schen Leitkonzeptionen zu Typologisierungszwecken reduzieren. Die kon-
zeptionelle Länderfamilien-Perspektive ermöglicht eine Gesamtschau im in-
ternationalen sowie im temporalen Vergleich: Das »Gravitationszentrum«
(Siegel 2002: 349) der Grenzziehung zwischen Staat und Markt wird dabei
erfasst.

Die Untersuchungen von Gosta Esping-Andersen bilden den wohl ein-
flussreichsten Ansatz für die Beobachtung von Staat-Markt-Dichotomien. Er
fokussiert die Aufgabenverteilung und Grenzziehung zwischen Staat und
Markt in der Sozialpolitik und ermöglicht den Blick auf die dahinterliegende
kulturelle Einbettung.

Anhand der nordischen Länder zeigt Esping-Andersen, wie die Arbeiter-
bewegungen in Dänemark, Norwegen und Schweden die Einflüsse des kapi-
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talistischen Marktes zurückdrängten und staatliche Absicherungsprogramme
auch gegen die Imperative des Marktgeschehens institutionalisieren konnten
(Esping-Andersen 1985). Da seine Typologisierung vielerorts zitiert wurde,
muss sie im Einzelnen nicht noch einmal entwickelt werden (Wilensky 1985;
Esping-Andersen 1990; Pierson 2000).

Die grundlegende Arbeitsteilung zwischen Staat und Markt eröffnet nach
Esping-Andersen (1990, 1999) die Möglichkeit, drei »Regime«, die im Folgen-
den »Typ« genannt werden, zu unterscheiden:
€ den marktzentrierten, angelsächsischen Ländertyp … grundlegende Ele-

mente sind individuelle Verantwortung, Marktmechanismen, hohe An-
spruchsvoraussetzungen, niedriges Leistungsniveau. Die USA, Großbritan-
nien, Irland, Schweiz, Australien, Kanada und Japan sind repräsentative
Länder dieses Typs;

€ den organisierten, kontinentaleuropäischen Ländertyp … grundlegende Ele-
mente sind das Versicherungssystem, soziale Differenzierung, mittlere An-
spruchsvoraussetzungen, höheres Leistungsniveau, Subsidiarität. Deutsch-
land, Frankreich, die Niederlande, Belgien und Österreich sind repräsen-
tative Länder dieses Typs;

€ der staatszentrierten, skandinavischen Ländertyp … grundlegende Ele-
mente sind das Versorgungsprinzip, universell und steuerfinanziert, nied-
rigere Anspruchsvoraussetzungen, höhere Leistungen, besonders im aus-
gebauten Bereich sozialer Dienste. Schweden, Finnland, Dänemark und
Norwegen sind repräsentative Länder dieses Typs.

Jeder Typ hat grundlegende, auch historisch bedingte Gemeinsamkeiten im
Staat-Markt-Verhältnis, das Aufschluss über die jeweilige kulturelle Einbet-
tung gibt. In den Ländern des angelsächsischen Typs existiert eine vergleichs-
weise schwache Arbeiterbewegung. Die Länder des kontinentaleuropäischen
Typs haben eine stärker katholische und absolutistische Reformtradition, die
sich auf die politischen Mobilisierungs- und Solidarisierungsprozesse in der
Arbeiterschaft auswirkte. In den Ländern des skandinavischen Typs gab es
eine ausgeprägte Arbeiterbewegung, die zu einer starken sozialdemokrati-
schen Orientierung seit den 50er Jahren beitrug.

Der marktzentrierte Ländertyp: eine angelsächsische Einbettung

Der geizige Staat: Grundsicherung auf niedrigem Niveau

Nach Esping-Andersen sind die USA der Prototyp des angelsächsischen Typs.
Die Schweiz, Australien, Kanada, Japan, Irland und Großbritannien sind da-
bei enge Familienangehörige. Anhand der komplexen und »facettenreichen«
(Siegel und Jochem 2003b) Arbeitsverschränkungen zwischen Staat und Markt

Die Soziale Marktwirtschaft im internationalen Vergleich

12

Drei grundlegende Typen



Drei Ländertypen: drei Staat-Markt-Verhältnisse

13

lässt sich beobachten, dass sich diese Ländergruppe auszeichnet durch ein
»political commitment to minimize the state, to individualize risks, and to
promote market solutions« (Esping-Andersen 1999: 74 f.).

Die Folge ist eine geringe Generosität staatlicher Absicherung, die von
Esping-Andersen (1990, 1999) als »niedriger Dekommodifizierungsgrad« be-
zeichnet wird. Die Bürgerinnen und Bürger sind stark vom Marktmechanis-
mus abhängig und der Staat beschränkt sich »auf die Gestaltung von Rah-
menbedingungen« (Sesselmeier und Somaggio 2009: 10) für den Markt.

Staatliche Unterstützung ist hier in den meisten Fällen universell ausge-
prägt: Es existieren mindestsichernde Elemente der sozialen Unterstützung
für alle Betroffene. Jedoch ist die universelle soziale Unterstützung sowie das
gesamte soziale Sicherungssystem durch strenge Bedürftigkeitsprüfungen
(»needtests«) und eigenverantwortliche Vorsorgeleistung charakterisiert.

Von staatlicher Seite wird die Förderung privater Absicherungssysteme
gegen Arbeitsmarktrisiken aktiv gefördert. Die vermögende Mittelschicht
wird durch niedrige Steuern in die Lage versetzt, privat auf hohem Niveau
vorzusorgen. Damit wird eine möglichst niedrige Kostenintensität für den
Staat erzielt: Es dominiert die Marktlogik. Der Staat ist hingegen eher resi-
dual tätig … ein Grund für das vergleichsweise niedrige Staatsausgaben-
niveau.

Für darüber hinausgehende, ehrgeizigere und sozialreformerische Vor-
haben, wie die Institutionalisierung möglichst generöser Sozialrechtsstan-
dards oder eine staatlich veranstaltete Vollbeschäftigungspolitik, ist im angel-
sächsischen Typ »kein Platz« (Siegel 2002: 346). Letztlich geht es hier immer
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um »Armutspolitik ohne Anspruch an weitergehende gesellschaftliche Um-
verteilung« (Lütz 2004: 26). Wolfgang Merkel beschreibt diese Gruppe folge-
richtig als die der »marginalen angelsächsischen Sozialstaaten« (Merkel
2007b: 234).

Ein weiteres und markantes Merkmal dieses Typs sind die »überaus flexi-
blen Märkte« (Sesselmeier und Somaggio 2009: 10). Güter- und Finanzmarkt
sind kaum reguliert, der Preismechanismus koordiniert die wirtschaftlichen
Aktivitäten. Hohe Lohnflexibilität und eine große Einkommensspreizung
sind die Folge.

Großbritannien: Musterschüler für marktorientierte Lösungen

In der Regel können sich die Anhänger der bürgerlichen oder liberalen Par-
teien eher für den angelsächsischen Typ begeistern. In Europa sticht vor
allem Großbritannien in dieser Diskussion hervor. Das Land hat bei der In-
dustrialisierung wie auch bei der Handelsliberalisierung eine Pionierrolle
übernommen. Entsprechend entwickelten sich hier erste Elemente einer so-
zialstaatlichen Ordnung früher und in anderer Form, als dies etwa bei den
skandinavischen oder kontinentaleuropäischen Nachbarn der Fall war (Krell
2006: 130).

Historisch betrachtet dominieren im britischen Verhältnis von Staat und
Markt marktorientierte Lösungen, verbunden mit einem Universalismus, bei
dem staatliche Sicherungssysteme auf niedrigem Niveau einen Grundschutz
garantieren. Die öffentliche Sozialpolitik richtet sich primär auf die Bekämp-
fung von Armut.

Margret Thatchers Reformpolitik (1979…1990) reduzierte die staatliche
Rolle sogar noch weiter, als dies in der kulturellen Einbettung angelegt war.
»The Constitution of Liberty« von August Friedrich von Hayek hat Margret
Thatcher ihrem Planungsstab auf den Schreibtisch gelegt mit dem beiläu-
figen Kommentar: »This is what we believe« (Ranelagh 1991: 104). Die Folge
dieser Politik waren weitreichende Deregulierung, vielfältige Privatisierun-
gen sowie aufgrund »sinkender Lohnersatzleistungen zunehmende Armut«
(Rhodes 2001: 169).

Ein »umfassender Individualisierungsschub« (Sturm 2009: 295) ist seit
den 80er Jahren zu beobachten, der die britische Zivilgesellschaft dem harten
Test eines rigorosen Kosten-Nutzen-Denkens aussetzt. Margret Thatcher
maß den »Viktorianischen Werten« (Weisbrod 1987) eine entscheidende Be-
deutung zu: Nicht der Postmaterialismus mit seinen Wachstumszweifeln
sollte von dem Einzelnen Besitz ergreifen, sondern ein Wertesystem, das sich
auf »harte Arbeit, Sparsamkeit, Verantwortungsbereitschaft, Erfinderreich-
tum, Pflichtgefühl und eine Abneigung gegen die wirtschaftsschädlichen Ge-
werkschaften« (Sturm 2009: 295) bezieht.
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In der Regierungszeit Tony Blairs (1997…2007) wurden nur wenige Refor-
men der konservativen Regierung Thatcher zurückgenommen. Die Akzep-
tanz egoistischer Werthaltungen ist nach Thatcher »sogar gewachsen« (ebd.).
Trotz anfänglicher, dem Kommunitarismus entlehnter Wir-Rhetorik hat Blair
an den viktorianischen Tugenden als gesellschaftlicher Norm festgehalten.

Der Vorrang des Marktes gegenüber dem Staat blieb also erhalten: Dere-
gulierte Arbeitsmärkte, verbunden mit einer geringen Rolle organisierter So-
zialpartner, unkoordinierten pluralistischen industriellen Beziehungen und
dezentralen Lohnverhandlungen, drücken das Primat des Marktes aus (Funk
2001: 27; Lütz 2004: 12).

Blair wollte jedoch einen grundsätzlichen Wandel im Arbeitsmarkt voll-
ziehen: »From welfare to workfare« und »making work pay« sollten die poli-
tischen Ziele heißen, die bis heute ihre Gültigkeit haben. Der Grundsatz ist
klar formuliert: »Die beste Sozialpolitik ist in der Beschäftigungspolitik zu
suchen« (Jochem 2009: 176). Im Zuge dessen wird die Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte mit einer Bildungspolitik sowie einer aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik kombiniert (Petring 2006). Weiterbildung und Qualifizie-
rung werden als oberstes Ziel festgelegt.

Das sozialpolitische Herzstück sind im britischen Arbeitsmarkt die »Wor-
king Tax Credits«, die das Erwerbseinkommen berufstätiger Menschen nied-
rigen Einkommens mit Steuermitteln aufstocken. Das Verfahren folgt dem
amerikanischen Ansatz des »Earned Income Tax Credit«, der in der Fachdis-
kussion in Deutschland auch unter dem Begriff der negativen Einkommens-
steuer bekannt ist.

Die Kombination von niedrigem Einkommen und staatlichen Zuschüssen
in Großbritannien hat das Ziel, den Eintritt oder Wiedereintritt in die Berufs-
tätigkeit zu fördern … sofern eine grundsätzliche Befähigung zur Erwerbs-
arbeit vorhanden ist. Staatliche Wohlfahrtsleistungen werden nicht dauerhaft
gezahlt: Es soll sich lohnen, arbeiten zu gehen, auch wenn das erzielbare Ein-
kommen gering ist. Soziale Transferleistungen werden als einzige Einnah-
mequelle zur Sicherung des Lebensunterhaltes nur in Ausnahmefällen zuge-
lassen.

Nicht zuletzt soll der Unterschied zwischen staatlicher Alimentierungs-
zahlung und dem Einkommen durch Arbeit und Steuergutschrift so attraktiv
sein, dass die Entscheidung zugunsten der Erwerbstätigkeit fällt. Zur Abwehr
der Gefahr von Mitnahmeeffekten und Lohndumping, die zurzeit auch in
der deutschen Diskussion präsent sind, gilt der Mindestlohn als entscheiden-
des Instrumentarium.

Großbritannien ist in den europäischen Statistiken zum Arbeitsmarkt re-
gelmäßig auf den vorderen Plätzen zu finden. Insgesamt ist ein Trend sin-
kender Arbeitslosigkeit zu beobachten. Dabei geht vor allem die Langzeit-
arbeitslosigkeit zurück (Jochem 2009). Diesen Erfolgen stehen jedoch Vor-
würfe gegenüber, auch eine große Anzahl sogenannter working poor entste-
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hen zu lassen: Menschen, die trotz Arbeit nahe an der Armutsgrenze oder
sogar in Armut leben (Merkel 2007b).

Zweifelsohne akzeptiert Großbritannien einen breiten Niedriglohnsektor
als normalen Bestandteil seines Arbeitsmarktes. Die britischen Reformen
zum Arbeitsmarkt flankiert ein genuin angelsächsisches Erbe mit einer »Tax
Credit«-Aktivierungspolitik. Gerade diese setzt jedoch kaum auf staatliche
Hilfestellungen und entspricht damit ihrer kulturellen Einbettung.

Auch die Rentenpolitik Großbritanniens wandelt auf kulturell anschluss-
fähigen Pfaden: Das grundsätzlich universalistische Sicherungssystem wird
ergänzt durch betriebliche und private Zusatzsicherungssysteme. Staatliche
Rentenpolitik fokussiert dabei vor allem die Ärmsten, hingegen deuten
»staatliche Signale gegenüber hoch entlohnten Personen darauf hin, dass sie
marktbasierte Rentenprogramme abschließen sollen« (Jochem 2009: 176).

Die Bildungspolitik ist ebenso Ausdruck der angelsächsischen Einbet-
tung. Die weitgehende Privatisierung und Deregulierung des öffentlichen
Bildungswesens räumt dem Marktmechanismus klar den Vorrang ein.

Auf breite Akzeptanz in der Bevölkerung stützt sich der Gedanke der Soli-
darität in Verbindung mit einer starken individualistischen Komponente.
Das Ergebnis einer im Auftrag der Deutsch-Britischen Stiftung durchgeführ-
ten Untersuchung aus dem Jahr 2008 bestätigt das Bild der »individualisti-
schen Solidarität« (Schmid 2010: 201):

Ein Problembewusstsein für gesellschaftliche Ungleichheiten existiert in
der britischen Bevölkerung, jedoch schlägt sich dieses nicht in der Bereit-
schaft zu einer höheren Besteuerung für sozialpolitische Zwecke nieder.
Ganz im Gegenteil: Während 1987 noch 55 Prozent der Befragten meinten,
dass der Staat mehr Geld für die Unterstützung von Armen ausgeben sollte,
waren es 2006 nur noch 35 Prozent. Die Armutsfrage ist jedoch ein Kernpro-
blem der britischen Gesellschaft. Die Unterstützung der Armen stellte und
stellt ein gleichwohl relevantes wie kontroverses Thema im britischen Kon-
text dar. In besonderem Umfang sind heute Kinder und Rentner von Armut
betroffen (Krell 2006: 143).

Der Anteil derer, die eine stärkere Umverteilung von Reich und Arm
durch staatliche Eingriffe befürworten, sank von 45 auf 34 Prozent (Taylor-
Gooby und Martin 2008: 3f.). Hingegen zeigen die aktuellen vergleichenden
Studien (Krell 2006; Merkel 2007b; Schmid 2010; Dettling und Becker 2009),
dass die Kluft zwischen Arm und Reich wächst und eine stärkere Umvertei-
lung durchaus … so das Fazit der Studien … geboten wäre.
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Die Verantwortung tragen die Bürger

Großbritannien erwies sich als Musterschüler des angelsächsischen Typs:
Der Staat hat eine eng begrenzte Zuständigkeit, wohingegen dem Markt Vor-
rang eingeräumt wird, der die »Hauptquelle« (Rose 1986: 14) der sozialen Si-
cherung ist. Der Forderung liberaler Ökonomen und Staatstheoretiker wird
gefolgt: Mit Adam Smith gesprochen hält der angelsächsische Typ den Staat
so lange für den Schurken im Stück, wie er mit seinen wirtschaftlichen Inte-
ressen und Unternehmungen zur Monopolisierung neigt und damit den
Wettbewerb unterdrückt. Schafft der Staat hingegen eine freiheits- und wett-
bewerbsfreundliche Ordnung, wird er zum Helden (Schüller 2000).

Der französische Finanzexperte Michel Albert, der den Begriff des rhei-
nischen Kapitalismus geprägt hat, beschreibt diesen Ländertyp als einen, der
seine Wirtschaft von den Fesseln staatlicher Bevormundung befreit und den
Bürgern die Verantwortung für ihr Leben und die Gestaltung der Zukunft
(zurück-)gegeben hat (Albert 1991).

Die Schuld für gesellschaftliche Schieflagen wird zuerst beim Staat ge-
sucht, weniger beim Markt. Sobald das Staat-Markt-Verhältnis unter Druck
gerät, werden marktwirtschaftliche Lösungen bevorzugt. Das Zurückschrau-
ben des Leistungsniveaus und der Anspruchskriterien in der Sozialpolitik ist
hoch anschlussfähig, und dies nicht nur in wirtschaftlichen Krisensituatio-
nen. Mit Blick auf die kulturelle Einbettung überrascht es kaum, dass dem
radikalen Sparprogramm von Premier David Cameron nur »verhaltener Pro-
test« (Nonnenmacher 2010) entgegenkommt.

Der angelsächsische Typ räumt den individuellen Freiheitswerten eine au-
ßerordentlich hohe Bedeutung ein und betrachtet das Individuum als Sinn
gebendes Element der wirtschaftlichen Ordnung (Schüller 2000: 172). Die
Staaten, die diesem Typ zuzuordnen sind, gehen von einer bestimmten Vor-
stellung vom Menschen aus: selbstverantwortlich, einfallsreich und fähig, die
eigenen Interessen im ökonomischen Prinzip zu verfolgen. Der Mensch ist
ein Homo oeconomicus.

Metaphorisch spiegelt sich dieses Menschenbild in der amerikanischen
Erzählung des American Dream: vom Tellerwäscher zum Millionär. Hier
wird deutlich, warum die relativ große Einkommensspreizung nicht als Prob-
lem gesehen und eher toleriert wird als in den anderen zwei Typen. Die Ein-
kommensspreizung gehört zum Konzept der Selfmadefrau und des Self-
mademan dazu.

Die Gesellschaft sieht nicht den Staat für das allgemeine Wohl verantwort-
lich, sondern in erster Linie »die Gemeinschaft, die je nach lokalem Umfeld
den Maßstab für das Modell vom guten Leben und der gerechten Gesellschaft
setzt« (Zimmer 2000: 100). Die tragende Konzeption des angelsächsischen
Typs wird darin deutlich: Es ist die individuelle Verantwortung und die, wie Jo-
sef Schmid sie nennt, »individualistische Solidarität« (Schmid 2010: 201).
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In dieser Ordnung wird erwartet, dass Eigenwille und Selbstinteresse un-
bewusst gelenkt werden. Mithilfe einer spontanen, preisgesteuerten Ord-
nung des Marktgeschehens wirken sich die unzähligen Einzelhandlungen
zum Nutzen der Gesellschaft aus. Wirtschaftlicher Fortschritt und Armuts-
bekämpfung werden allein durch den marktwirtschaftlichen Wettbewerb für
möglich gehalten (Schüller 2000: 173).

Mit dem Wissen um die kulturelle Einbettung ist es auch nicht verwun-
derlich, dass Rational-Choice-Ansätze, die Institutionenökonomie, die Bot-
tom-up-Politiktheorie und die pluralistische Tradition der Staatstheorie ihre
empirischen Beispiele im angelsächsischen Typ finden. Dort bestätigen sich
ihre individualistische Perspektive und ihre Mikrofundierung sowie die An-
nahme einer aktiven Zivilgesellschaft in Form von Grassroots-Bewegungen.

Von zentraler Bedeutung für die zivilgesellschaftliche Tradition Großbri-
tanniens ist der Voluntarismus, also das Zutrauen in die selbstregulierenden
Kräfte der Gesellschaft. Im angelsächsischen Typ sind zivilgesellschaftliche
Strukturen wichtig und nehmen dort entweder eine komplementäre oder gar
exklusive Rolle zu staatlichen Angeboten ein (Krell 2006: 143). Zivilgesell-
schaftliche Assoziationen, Vereine und Verbände übernehmen hier die Auf-
gaben für das Gemeinwohl, »die der Markt in dieser Weise nicht überneh-
men kann, und der Staat nicht will« (Deutschmann 2004: 12 f.).

Durch die zivilgesellschaftliche Etablierung werden Freiheit, Wettbewerb
und sozialer Ausgleich in einem dynamischen Gleichgewicht gehalten: Nicht
der Staat, sondern die Gemeinschaft wird in die Pflicht genommen. Sobald
die Zivilgesellschaft gemeinschaftliche Aufgaben übernimmt, verringert sich
die Bedeutung des Staates für die soziale Umverteilung. Zwei Folgen sind
denkbar: Soziale Ungleichheit wird zunehmend akzeptiert oder aber sie för-
dert Solidarität, die wiederum zu einer wichtigen Wettbewerbsressource wer-
den kann. Putnam (2000) weist auf die Wettbewerbsressource der sozialen
Solidarität hin, Beckert (2006) hingegen auf die Gefahr der sozialen Un-
gleichheit.

Grundsätzlich bleibt es gesellschaftlichen Gruppen überlassen, Konsens-
bildungsprozesse selbst zu organisieren. Eine solche Spielart des Liberalis-
mus passte nicht nur von Beginn an zur frühindustriellen Phase und der
»viktorianischen Geringschätzung« (Weisbrod 1987) staatlicher Sozialpolitik
… sie wurde auch von den Gewerkschaften zum Leitsatz erhoben. Wenn
Streiks stattfinden, dann geschieht das in einem rechtsfreien Raum, der
keine Gewerkschaftshaftung für Streikfolgekosten begründet (Sturm 2009:
292).
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Der organisierte Ländertyp:
eine kontinentaleuropäische Einbettung

Der halb geizige, halb generöse Staat: die koordinierte Grundsicherung

Nach Esping-Andersen gehören hauptsächlich die Staaten Kontinentaleuro-
pas in diese Gruppe … allen voran Deutschland als Prototyp. Österreich, Bel-
gien, Frankreich und die Niederlande sind nahe Verwandte. Sie zeichnen
sich alle durch einen mittleren Grad der Generosität staatlicher Absicherung
aus, der von Esping-Andersen (1990, 1999) als »mittlerer Dekommodifizie-
rungsgrad« bezeichnet wird.

Die Bürger sind in dieser Typologie vom Marktmechanismus relativ unab-
hängig, wobei sich dies seit 1998 verändert hat. Auch ist der kontinentaleuro-
päische Typ von einer engen Koordination zwischen Staat, Gewerkschaften
und Industrieverbänden geprägt, daher die treffende Bezeichnung des »orga-
nisierten Kapitalismus« (Wehler 1974; Bode 2004: 69).

Die organisierte Konstruktion ist historisch vor allem in Deutschland auf
Bismarck zurückzuführen. Ihm ging es vornehmlich darum, die Spaltung
der Lohngruppen beizubehalten, damit die Arbeiterbewegung nicht zu gro-
ßen Zulauf bekam. Außerdem war es wichtig, die Loyalität bestimmter
Schichten gegenüber der Staatsgewalt bzw. der Monarchie aufrechtzuerhal-
ten (Esping-Andersen 1985: 231).

Deutschland als Prototyp

Historischer Rückblick:

Bismarcks Konstruktion



Ergebnis war in Deutschland, Österreich und Frankreich ein korporatisti-
sches Modell mit statusbezogenen Sicherungsleistungen, das sich in einem
relativ geringen Grad der Durchlässigkeit des Sozialsystems wiederfindet,
Esping-Andersen (1990: 23 f.) bezeichnet dies als »geringen Stratifizierungs-
grad«. Besonders Angehörige des öffentlichen Dienstes sind gewissermaßen
als Belohnung für ihre Loyalität zu Nutznießern umfangreicher Sozialleis-
tungen geworden. Die ausgeschlossenen Arbeiterschichten richteten sich (ge-
zwungenermaßen) ihr eigenes Hilfsklassenmodell ein.

Gemäß dem sozial abgefederten Äquivalenzprinzip erfolgt die Finanzie-
rung der Sozialsysteme überwiegend durch Sozialbeiträge. Die drei Sozial-
bereiche, die Esping-Andersen untersucht (gesetzliche Rentenversicherung,
Arbeitslosenversicherung und Lohnfortzahlung im Krankheitsfall), sind an
die Höhe der zuvor erbrachten Leistungen gebunden. Relativ geringe Umver-
teilungseffekte sind die Folge.

Deutschland: Pfadtreue trotz angelsächsischer und skandinavischer Reformdynamik?

Nach dem Grundgesetz ist die Bundesrepublik Deutschland ein »sozialer
Bundesstaat« bzw. ein »sozialer Rechtsstaat« (Art. 20, Abs. 1, und Art. 28,
Abs. 1). Daneben existieren eine Reihe von Leitprinzipien und ordnungspoli-
tischen Ideen. Vor allem ist es die Idee der Subsidiarität, in der nicht nur der
kleineren Einheit Rechnung zu tragen ist, sondern auch den nichtstaatlichen
Organisationen ein Primat eingeräumt wird.

Der subsidiäre Organisationsgrundsatz stammt aus der katholischen Sozi-
allehre und ist in der päpstlichen Enzyklika Quadragesimo anno aus dem
Jahr 1931 zu finden, deren Einfluss auf die deutsche Sozialpolitik kaum zu
unterschätzen ist (Zumbansen 2000). Die großen Wohlfahrtsverbände, die
derzeit mehr als 1,1 Mio. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verzeichnen, wer-
den mit öffentlichen Mitteln gefördert. Sie nehmen in Deutschland eine ein-
deutige Vorrangstellung gegenüber staatlichen bzw. kommunalen Einrich-
tungen ein (Schmid 1996; Evers und Olk 1995; Schmid 2010: 132).

In ihrer Nachkriegsgeschichte durchläuft die Bundesrepublik nicht nur
Zyklen internationaler Wertschätzung, sondern auch Zyklen heftiger Kritik:
Mal ist sie Lokomotive, mal kranke Frau Europas. Grundsätzlich wird die
Wertschätzung auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie auf die sozial-
partnerschaftlichen Strukturen bezogen. Letztere haben sich auch in den ge-
genwärtigen finanz- und wirtschaftspolitischen Turbulenzen als höchst kri-
senresistent erwiesen und geholfen, die Krise zu überwinden.

Die Reformpolitik der Bundesrepublik ist jedoch selten lobend erwähnt
worden … vielleicht auch deshalb, weil diese auf »keinen simplen Nenner zu
bringen« (Jochem 2009: 191) ist. Dies gilt für Thesen eines »Reformstaus«
(Merkel 2007a: 27) und einer »blockierten Gesellschaft« (Heinze 1998) ebenso
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wie für Thesen eines ungebremsten neo-liberalen »Rückbaus und Abrisses«
(Butterwegge 2005: 267).

Hingegen scheint sich die Literatur weitgehend einig, dass sich eine be-
merkenswerte Neuausrichtung von Politikinhalt und Politikstil seit Schrö-
ders Regierungszeit ab 1998 vollzogen hat (Heinrichs 2004; Schmid 2010; Jo-
chem 2009).

Das statuserhaltende Prinzip war bisher ein Kernelement des kontinental-
europäischen Typs. Die Statusunterschiede, vom Markt herbeigeführt, wurden
durch die einkommensabhängigen Leistungen der Sozialpolitik reproduziert.
Jedoch wurde das statuserhaltende Moment durch die organisatorische Fusion
von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe in Deutschland eingeschränkt.

Es zeichnet sich die Tendenz zu einer universellen Leistung ab, wie sie
aus dem angelsächsischen und skandinavischen Raum bekannt ist. Dies
führt zu einer Abkehr vom traditionellen Verständnis der Absicherung in
Deutschland, ohne jedoch die Rahmenbedingungen, die in angelsächsischen
bzw. skandinavischen Ländern vorhanden sind, einzubauen:

Im zweiten Bündnis für Arbeit (1998…2002/3) und dem Inkrafttreten der
Hartz-Gesetze ab 2003 kam es zu einer »verstärkten Konditionierung« (Cla-
sen und Clegg 2007: 189) der Arbeitslosen, also zu verschärften Strafregelun-
gen bei Regelverstößen.

Durch die Lockerung der Einstellungs- und Kündigungsschutzregeln
wurde zwar ein Beitrag zur Dynamik im Arbeitsmarkt geleistet, allerdings
findet keine konsequente Aktivierungspolitik statt. Auf der einen Seite wer-
den die Konditionen für Arbeitslose und Arbeitssuchende deutlich verschärft,
auf der anderen Seite fehlen flankierende aktive Maßnahmen, »die diesen
Menschen den Weg hin zum Arbeitsmarkt und zu einer verbesserten Bil-
dung erleichtern könnten« (Jochem 2009: 337).

Die bildungspolitischen Elemente sind die andere Seite der Medaille, die
eine Aktivierungspolitik angelsächsischer oder skandinavischer Provenienz
beinhalten müsste. In Großbritannien und Schweden ist eine deutlich stär-
kere Koordinierung zwischen Arbeits- und Bildungspolitik zu beobachten; in
Schweden kommt noch die Familienpolitik als Koordinationsfeld dazu.

Symptomatisch für die deutsche Arbeitsmarktreform steht deshalb auch
der Ausdruck: »Gefördert wird erst übermorgen« (Niejahr und Heiny 2004).
Erst wenn beide Aspekte … Fordern und Fördern … gleichwertig durchgesetzt
sind, funktioniert das System, das nach angelsächsischem und skandinavischem
Muster reformiert werden sollte. Da aber die chronisch knappe Haushaltslage
dazu führt, dass die Politik sich einseitig auf der »Fordern-Seite« (Jochem 2009:
249) ausbreitet, ist der Staat hier mehr ein Strafender als ein Helfender.

Die Riester-Rente, benannt nach dem damaligen Bundesarbeitsminister
Walter Riester (SPD), war ein weiterer und wesentlicher Teil von Schröders
Agenda 2010. Sie wurde 2001 eingeführt. Die Riester-Rente hat Elemente aus
dem angelsächsischen System anschlussfähig in den kontinentaleuropäi-
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schen Typ eingeflochten, indem sie die Dominanz des Staates in der gesetz-
lichen Rentenversicherung um das Prinzip kapitalfundierter privater Lösun-
gen in der Lebensstandardsicherung erweitert hat.

Insgesamt hat die Riester-Rente zur Folge, dass sich die Rentenpolitik in
Deutschland nun stärker auf private Anbieter gründet. Der Markt hat Einzug
gehalten. Auf lange Sicht sinkt damit die erwirtschaftete Lohnersatzleistung
der staatlichen Rente, private Altersvorsorge wird zunehmend wichtiger.
Auch wird das Prinzip Wettbewerb gefördert, indem der Anteil der privaten
Finanzierung durch die Eigentumsrechte an den nun privaten Vorsorgepro-
grammen erhöht wird. Ein neuer privater Vorsorgemarkt entwickelt sich, der
in dieser Art eher dem angelsächsischen Kontext zuzuordnen ist.

Allen angelsächsischen Elementen zum Trotz hat Riester nicht wirklich
an dem organisierten Mischverhältnis von Staat und Markt gerüttelt. Es han-
delt sich nach wie vor … durch Zulagen und Steuervergünstigungen bei der
Nutzung von Fondssparplänen, Banksparplänen und Rentenversicherun-
gen … um eine staatliche Förderung der privaten Alterssicherung.

Der Staat hat sich nur auf den ersten Blick aus der Rentenpolitik zurück-
gezogen. Auf den zweiten Blick reguliert und subventioniert er verstärkt den
Markt für Altersversorgungsprodukte. Die privatwirtschaftlichen Anbieter
werden damit nicht in die volle Autonomie entlassen.

Der Staat setzt nach wie vor einen regulierenden Rahmen für den Wett-
bewerb im Rentenmarkt. Die Bundesrepublik wandert damit weiterhin auf
dem bekannten, anschlussfähigen, jedoch erweiterten »mittleren Weg«
(Schmidt 2000) beim Mischverhältnis von Staat und Markt. Die zentrale
»Staatliche Renten Säule« (Jochem 2009: 329) wurde um die private Riester-
Säule erweitert. Die Anschlussfähigkeit der Rentenpolitik an die kulturelle
Einbettung zeigt sich in den Punkten aktiver Staat, Subsidiarität und korpora-
tistische Elemente:
€ Eine staatlich garantierte Lebensstandardsicherung (Schulze und Jochem

2007) ist mit der staatlichen Verpflichtung zur Altersvorsorge (besonders
in Bezug auf die einkommensschwachen Schichten) verknüpft.

€ Die »sozialpartnerschaftliche Verantwortung« (Jochem 2009: 268) betrieb-
licher Rente setzt auf das kooperative Verhalten von Tarifparteien und
stärkt die betriebliche subsidiäre Sozialpolitik, indem das Instrument der
Entgeltumwandlung Teile des Einkommens zum Zwecke der Altersvor-
sorge umwandelt.

Der Vergleich mit dem Grundrentensystem in Großbritannien, in dem die
private Altersvorsorge eine deutlich stärkere Säule darstellt, zeigt, dass in
Deutschland die Logik des »staatlich organisierten Versicherungssystems«
(Schmid 2010: 137) erhalten bleibt.

Über die »Ungleichzeitigkeiten bei der programmatischen Entwicklungs-
dynamik« (Jochem 2009: 332) hinweg kann beobachtet werden, dass haupt-
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sächlich der angelsächsische, aber auch der skandinavische Typ Pate bei di-
versen Reformen gestanden hat. Das Grundprinzip des Statuserhalts wurde
stark geschwächt. Hingegen bleibt die komplexe Mischform von Staat und
Markt, die mit ausgeprägter Subsidiarität und staatlicher Rahmenbildung
einhergeht, für Deutschland nach wie vor präsent: Die Regulierungsdichte
von staatlicher Seite ist nach allem Reformieren weiterhin hoch.

Die Verantwortung tragen die Sozialpartner

Die Bundesrepublik Deutschland kann als kontinentaleuropäischer Typ mit an-
gelsächsischer und skandinavischer Reformdynamik bezeichnet werden, in-
dem die »komplexen Arbeitsverschränkungen« (Siegel und Jochem 2003b) zwi-
schen Staat und Markt in einem sehr facettenreichen Mit- und Nebeneinander
verwoben sind. Der Markt hat in dieser Einbettung durchaus eine hervorgeho-
bene Rolle. Im Gegensatz zum angelsächsischen Typ jedoch ist der Markt mit
einem höheren Schutz und der Einschränkung des Staates versehen.

Das »klassische Menschenbild der christlichen Soziallehre von Personali-
tät und Subsidiarität« (Schüller 2000: 175) trägt dazu bei, dass korporatisti-
sche Steuerungsinstrumente bevorzugt werden. Die Sozialpartnerschaft ist
Ausdruck einer korporatistischen Einbindung von Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerrepräsentanten. Die kulturelle Einbettung mit dem Konzept der »So-
lidarität in Freiwilligkeit« (Siegel 2007: 265) erweist sich nicht nur bei der be-
trieblichen Mitbestimmung, sondern auch in der Verwaltungsinstitution der
gesetzlichen Sozialversicherungen, wo Arbeitgeber- und Gewerkschaftsreprä-
sentanten zusammenarbeiten, als besonderes Merkmal der organisierten
Grenzziehung zwischen Staat und Markt.

Der französische Finanzexperte Michel Albert beschreibt den kontinental-
europäischen Typ als den des »rheinischen Kapitalismus« (Albert 1991), der
für das Vertrauen in die ökonomisch begründbare, wohlfahrtsstaatliche Über-
formung der Wirtschaft verantwortlich ist. Der rheinische Kapitalismus be-
ruht auf einem »gesamtgesellschaftlichen Konsens« (Sturm 2001: 3), der
durch partnerschaftliche Entscheidungs- und Mitwirkungsverfahren nicht
nur in der Arbeitswelt, sondern auch im eigentümlichen Staat-Markt-Verhält-
nis immer neue Nahrung findet.

Der mittlere oder auch dritte Weg (Schmidt 2000 und 2001), der dem kon-
tinentaleuropäischen Typ zugeschrieben wird, ist auf eine grundlegende Idee
zurückzuführen: die der Sozialen Marktwirtschaft. Sie entwirft ein Verhältnis
von Staat und Markt, das die kapitalistische Ökonomie »gesellschaftlich ein-
bettet« (Bode 2004: 68). Die Prinzipien Wettbewerb, Freiheit und sozialer
Ausgleich werden in der Sozialen Marktwirtschaft um das Prinzip des markt-
wirtschaftlichen, staatlich beobachteten Wettbewerbs geordnet. Es ist jene ge-
sellschaftspolitische Grundentscheidung, die den Ökonomen Walter Eucken
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dazu veranlasst hat, die Soziale Marktwirtschaft als eine staatliche »Politik der
Wettbewerbsordnung« (Eucken 1990 [1952]) zu beschreiben.

Die Wohlfahrt wird vom Staat (mit-)organisiert, indem etwa Wohlfahrts-
verbände mit öffentlichen Mitteln gefördert werden. Unterschiedliche gesell-
schaftliche Aufgaben werden in dieser Idee nicht »entweder oder«, sondern
»sowohl als auch« verteilt. Nicht der Konflikt zwischen linker oder rechter
Exklusivität … Staat oder Markt … ist hier federführend, sondern die Suche
nach den »Ergänzungspotentialen« (Schönig und Theisen 2002) beider …
auch im Sinne ihrer Subsidiarität. Die Brücke zwischen Staat und Markt, das
Ergänzungs- oder Subsidiaritätspotenzial, ist wesentliches Merkmal dieser
kulturellen Einbettung.

Die Begründer der Sozialen Marktwirtschaft, mit Ludwig Erhard als dem
ersten politischen Umsetzer sowie Walter Eucken, Franz Böhm, Wilhelm
Röpke, Alfred Müller-Armack, die mehr im konzeptionellen und theoreti-
schen Rahmen ihre Vaterschaft bezeugen können, haben sich der liberalen
Grundidee des Privateigentums angeschlossen. Diese Grundidee haben sie
jedoch um die »soziale Verantwortung und die Bedürfnisse der Arbeiter«
(Nipperdey 1998: 336) ergänzt.

Der Wunsch aller Gründerväter war es, Alternativen oder sogar Synthesen
zwischen Kapitalismus und Kommunismus zu schaffen: Jede Art von Kollek-
tivismus sowie wirtschaftspolitisches Laissez-faire wurde abgelehnt (Röpke
1979 [1944]; Rüstow 1949; Blum 1969; Nawroth 1962).

Alfred Müller-Armack will etwa, dass die konkurrierenden Sphären von
Staat und Markt in einer kooperativen Beziehung stehen: Die Idee der Sozia-
len Marktwirtschaft verbindet die »Freiheit des wirtschaftlichen Handelns
(. . .) mit dem sozialen Ausgleich« (Müller-Armack 1960b: 243 f.). Damit über-
nimmt die Soziale Marktwirtschaft »vom Sozialismus die Betonung des So-
zialen und die Würde der Arbeit, vom klassischen Liberalismus die Freiheit
des Individuums und die Koordination dezentraler Entscheidungen durch
den Markt, von der katholischen Soziallehre die Unantastbarkeit der Person,
die Subsidiarität und die Gemeinwohlpflichtigkeit des Eigentums, von der
evangelischen Sozialethik das Berufsethos und die Sparsamkeit« (Schönig
und Theisen 2002: 38).

Die Einsicht, dass weder die unsichtbare Hand des Marktes noch die
sichtbare Hand des Staates zur allgemeinen gesellschaftsfähigen Zufrieden-
heit führe, ist für die Soziale Marktwirtschaft grundlegend. Bereits bürger-
liche Sozialreformer und Vor-Väter der Sozialen Marktwirtschaft wie Lujo
Brentano, Adolph Wagner und Gustav Schmoller haben im 19. Jahrhundert
für einen »Mittelkurs zwischen anarchischem Individualismus, traditionalis-
tischem Korporatismus und bürokratischem Etatismus« (Gallus und Jesse
2001: 8) plädiert.

Die Wirtschaftspolitik bedarf in dieser Sichtweise einer »Ergänzung durch
eine Gesellschaftspolitik, die den Menschen nicht nur funktionell als Produ-
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